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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Die Auseinandersetzung um die Verwendung der nicht mehr benötigten Goldbestände
der Nationalbank setzte sich im Berichtsjahr fort. Im Anschluss an eine Klausurtagung
gab anfangs Jahr der Bundesrat seine Vorstellungen über die Verteilung bekannt. Die
Erträge der Mittel, welche nicht an die Solidaritätsstiftung gehen (rund 800 Tonnen im
Wert von CHF 10 Mrd.), wären einerseits für eine soziale Abfederung der elften AHV-
Revision (Flexibilisierung des Rentenalters) und andererseits für Projekte im
Bildungsbereich (Informatikoffensive) einzusetzen. Die Idee der Verwendung für
Bildungszwecke war ursprünglich von der CVP lanciert worden. Der Nationalrat
überwies in der Herbstsession eine 1998 eingereichte Motion Hochreutener (cvp, BE;
Mo. 98.3675) für Verwendung eines Teils des Geldes für eine Bildungsoffensive gegen
den Widerstand der SVP als Postulat. Nachdem sich aber kurz darauf die
Finanzdirektoren der Kantone (FDK) für eine ausschliessliche Verwendung zum
Schuldenabbau von Bund und Kantonen ausgesprochen hatten, beschloss der
Bundesrat, nochmals über die Bücher zu gehen. Die Kantone doppelten kurz darauf
nach und forderten, dass auf jeden Fall der in der Bundesverfassung für die Verteilung
der jährlichen Nationalbankgewinne fixierte Verteilungsschlüssel (zwei Drittel für die
Kantone) eingehalten werden müsse. Im Mai legte sich der Bundesrat auf zwei
Varianten fest und bekräftigte gleichzeitig die Idee, auf jeden Fall mit einem Drittel des
Goldes eine Solidaritätsstiftung zu schaffen. Die eine der beiden Varianten für die
Verwendung der verbleibenden 800 Tonnen Gold kam dem Vorschlag der Kantone
entgegen: Zwei Drittel davon sollen an die Kantone gehen, allerdings mit der Auflage,
das Geld für die Schuldentilgung einzusetzen. Die andere Variante hielt sich an das
Bundesratsprojekt vom Januar, wobei vorgeschlagen wurde, zuerst während einiger
Jahre eine Informatikoffensive in den Schulen zu finanzieren und später die gesamten
Erträge der AHV zukommen zu lassen. Die Reaktionen bestätigten im Wesentlichen die
früher bezogenen Positionen: Die Kantone und die meisten Parteien (allerdings nicht
die SVP) waren mit der Ausscheidung von 500 Tonnen Gold für die Solidaritätsstiftung
einverstanden. Bezüglich der Verwendungszwecke für die restlichen 800 Tonnen erhielt
die Bildungsoffensive wenig Unterstützung. Die SP und die Gewerkschaften wollten vor
allem die AHV davon profitieren lassen. Die FDP favorisierte weiterhin einen Einsatz
zum Schuldenabbau und die Kantone beharrten darauf, dass ihnen zwei Drittel davon
zustehen, über deren Verwendung ihnen der Bund keine Vorschriften zu machen
habe. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2000
HANS HIRTER

Die im Vorjahr lancierte Volksinitiative der SVP zur Verteilung der von der
Nationalbank nicht mehr benötigten Währungsreserven oder deren Erträge wurde
Ende Oktober mit 126'000 Unterschriften eingereicht. Sie verlangt, dass diese in vollem
Umfang auf den Ausgleichsfonds der AHV zu übertragen sind und lässt damit keinen
Raum für die Gründung einer Solidaritätsstiftung. Die CVP-Fraktion hatte im März im
Nationalrat eine neue Idee in die Diskussion eingebracht: Mit einer Motion (Mo.
00.3053) verlangte sie, dass ein Drittel des Erlöses aus dem Verkauf der gesamten
Goldbestände, d.h. nahezu der ganze für die Solidaritätsstiftung vorgesehene Betrag
(der Verkaufserlös von 425 der 500 Mio. Tonnen Gold) an das Internationale Komitee
vom Roten Kreuz (IKRK) übergeben wird. Damit würde, so lautete die Begründung der
CVP, der an sich unterstützenswerten aber vagen und dem Volk schwer vermittelbaren
Idee einer Solidaritätsstiftung ein konkreter Inhalt gegeben. Bei der Behandlung der
Motion im Nationalrat in der Herbstsession, als die Botschaft des Bundesrates zur
Solidaritätsstiftung bereits vorlag, verteidigte die CVP ihre Idee nur noch lauwarm. Der
Vorstoss wurde mit 72 zu 38 Stimmen abgelehnt. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.10.2000
HANS HIRTER
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Die Auseinandersetzung um die Verwendung der nicht mehr für die Währungspolitik
benötigten Goldbestände der Nationalbank ging im Berichtsjahr weiter. Der Bundesrat
veröffentlichte im Februar seine Position zu der im Vorjahr von der SVP eingereichten
Volksinitiative für eine Zuweisung aller Erträge aus dem Verkauf der nicht mehr
benötigten Goldreserven an die AHV. Er empfahl sie zur Ablehnung, da dadurch nicht
nur die Solidaritätsstiftung verhindert würde, sondern auch der Bund und die Kantone
auf unbefristete Zeit hinaus ein Anrecht auf diese Mittel verlören. Ein aus SP-Politikern
gebildetes Komitee lancierte schliesslich noch eine zweite Volksinitiative. Diese will
nicht die überflüssigen Goldreserven, sondern den jährlichen Reingewinn der
Nationalbank (abzüglich CHF einer Milliarde pro Jahr für die Kantone) in den AHV-
Ausgleichsfonds einfliessen lassen. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.04.2001
HANS HIRTER

Das vom freisinnigen Ständerat Merz (fdp, AR) präsidierte Komitee für ein doppeltes
Nein sprach sich für eine Verteilung der Erträge der Goldverkäufe nach dem üblichen
Schema (zwei Drittel für die Kantone, ein Drittel für den Bund) und für die Auflage,
diese primär für einen Schuldenabbau zu verwenden, aus.

Die SVP führte den Kampf nur nebenbei gegen die Solidaritätsstiftung, welche sie als
(im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung um nachrichtenlose Vermögen aus
dem Zweiten Weltkrieg) vom Ausland «erpresst» bezeichnete. Sie konzentrierte sich in
ihrer Propaganda weitgehend auf ihr eigenes Projekt. Dabei argumentierte sie, dass die
überschüssigen Goldreserven der Nationalbank «Volksvermögen» seien, welches nun
dem Volk zurückerstattet werden müsse. Dies geschehe am besten über ihre Zuteilung
an den AHV-Fonds, da damit auf eine Erhöhung der Mehrwertsteuer zur Finanzierung
der steigenden AHV-Kosten verzichtet werden könne.

Der Wirtschaftsdachverband economiesuisse, dessen Vorgängerorganisation Vorort
sich noch zugunsten der Solidaritätsstiftung ausgesprochen hatte, distanzierte sich nun
von ihr und gab die Stimme frei. Die SVP-Goldinitiative empfahl sie zur Ablehnung. Beim
Gewerkschaftsbund (SGB) überwog das Interesse an den zusätzlichen Mitteln für die
AHV. Er empfahl sowohl den Gegenvorschlag des Parlaments als auch die SVP-Initiative
zur Annahme. Bei der Stichfrage gab er dann allerdings der ersten Lösung (je einen
Drittel für die AHV, die Solidaritätsstiftung und die Kantone) den Vorzug. Die
Geschäftsleitung der SP hatte den Delegierten eine analoge Empfehlung vorgeschlagen.
Diese fanden es aber taktisch unklug, die von ihnen als populistisch bezeichnete SVP-
Initiative zu unterstützen und gaben dazu die Nein-Parole aus. Drei SP-
Kantonalsektionen aus der Westschweiz beschlossen allerdings abweichend davon die
Ja-Parole zur Goldinitiative. In einem vergleichbaren Dilemma, allerdings mit
umgekehrten Vorzeichen, befand sich die FDP. Mit einem doppelten Nein und dem
Vorschlag, die Mittel auf Bund und Kantone zum Zweck des Schuldenabbaus zu
verteilen, hätte sie sich zwar als einzige um gesunde öffentliche Finanzen bemühte
Regierungspartei profilieren können. Andererseits hatte die FDP die Solidaritätsstiftung
von Anfang an gegen die Kritik der SVP verteidigt. Die Delegierten entschieden sich mit
128 zu 89 Stimmen für die Ja-Parole zum Gegenvorschlag, wovon dann in der Folge gut
die Hälfte der Kantonalsektionen abwich. Wie diese abweichenden FDP-Sektionen
empfahl auch die Liberale Partei ein doppeltes Nein.

Neben der SVP und dem Gewerkschaftsbund unterstützten nur die FPS und die SD die
SVP-Volksinitiative. Der Gegenvorschlag wurde von diesen drei Parteien, von den
Liberalen und dreizehn Kantonalsektionen der FDP sowie vom Gewerbeverband
abgelehnt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.09.2002
HANS HIRTER

Am 22. September lehnte das Volk sowohl die SVP-Initiative als auch den
Gegenvorschlag mit knappen Mehrheiten von 52,4 Prozent resp. 51,8 Prozent ab. Das
Ständemehr war von beiden Vorlagen deutlich verfehlt worden. Die SVP-Initiative hatte
in der Nordostschweiz und im Tessin am meisten Unterstützung gefunden, die Variante
mit der Solidaritätsstiftung wurde in Basel-Stadt (56%), Jura, Neuenburg, sowie
hauchdünn in Bern, Zürich und Luzern angenommen. Die nicht mehr relevante
Stichfrage ging knapp zugunsten der Solidaritätsstiftung aus. Die nach dem Urnengang
durchgeführte Meinungsumfrage (Vox-Analyse) ergab, dass das wichtigste, allerdings
nicht das einzige Motiv für die Ablehnung des Gegenvorschlags die darin enthaltene
Solidaritätsstiftung gewesen war. Diese war nur von den unter vierzigjährigen und den
Personen mit Hochschulabschluss mehrheitlich gutgeheissen worden. Während die
Sympathisanten der FDP und der CVP gespalten waren, folgten diejenigen der SP und

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.09.2002
HANS HIRTER
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der SVP weitgehend den Parolen ihrer Parteien; das vom Gewerkschaftsbund (SGB) und
einem Teil der SP propagierte doppelte Ja hatte nur ein gutes Viertel der SP-
Anhängerschaft zu überzeugen vermocht. Die Befragung ergab nur wenige Hinweise auf
die gewünschte Verwendung der Nationalbankgelder. Am ehesten schien eine
Aufteilung auf verschiedene Bereiche mehrheitsfähig zu sein, wobei der
Verwendungszweck Schuldenabbau deutlich weniger Sympathien genoss als die
Zuweisung an die AHV, an das Bildungswesen oder an die Kantone.

Volksinitiative «Überschüssige Goldreserven in den AHV-Fonds»
Abstimmung vom 22. September 2002

Beteiligung: 45.2%
Ja: 984'058 (47.6%) / 6 Stände
Nein: 1'085'072 (52.4%) / 14 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP, SD, FPS; SGB
– Nein: SP (3*), FDP, CVP, GP, LP, EVP, EDU, CSP; economiesuisse, SGV, CNG.
– Stimmfreigabe: SBV
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 5

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Ende August lancierte die SVP die im Vorjahr von Nationalrat Blocher (svp, ZH)
angekündigte und von den SVP-Delegierten im April beschlossene Volksinitiative zur
Verteilung der von der Nationalbank (SNB) nicht mehr benötigten Währungsreserven
oder derer Erträge. Sie verlangt, dass diese in vollem Umfang in den Ausgleichsfonds
der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) zu übertragen sind. Für die am 5.
März 1997 vom Bundesrat angekündigte Solidaritätsstiftung würde dabei nichts mehr
übrigbleiben. Auch die SP konkretisierte ihre Vorstellungen, was mit diesen Geldern
anzufangen sei. Sie ging bei ihren Überlegungen davon aus, dass aus dem Verkauf der
nicht mehr benötigten Goldreserven wesentlich mehr als bisher angenommen, nämlich
rund CHF 24 Mrd. zur Verfügung stehen werden. Davon möchte sie CHF sieben Mrd. der
Solidaritätsstiftung zuweisen und die restlichen CHF 17 Mrd. für die AHV zur
Finanzierung des flexiblen Rentenalters verwenden. Die FDP und die CVP stellten sich
weiterhin hinter die Idee einer Solidaritätsstiftung, legten sich jedoch bei der
Verwendung der restlichen Mittel noch nicht fest. Um ein Absacken des Goldkurses zu
vermeiden, verpflichteten sich fünfzehn europäische Notenbanken auf gestaffelte und
limitierte Verkäufe von Goldbeständen für die nächsten fünf Jahre, wobei die
Verkaufspläne der SNB darin voll berücksichtigt sind und demnach dadurch nicht
beeinträchtigt werden. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.09.1999
HANS HIRTER

1) AB NR, 2000, S. 1149 f.; Presse vom 21.1., 27.1 und 12.5.00; NZZ, 5.2. und 29.6.00; TA, 29.6. und 9.12.00.
2) AB NR, 2000, S. 1152 f.; BBl, 2000, S. 5912 ff.; TA, 15.3. und 31.10.00; Presse vom 16.3.00.
3) BBl, 2001, S. 1403 ff.; BBl, 2001, S. 1499 ff.
4) TA, 28.5., 24.6. und 19.8.02; LT, 15.6.02; BZ, 2.7. und 6.9.02; NZZ, 20.8. und 12.9.02; 24h, 2.9.02.
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